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Antrag 

der Abgeordneten Schily, Dr. Lippelt (Hannover) und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Änderung des Bundespersonaivertretungsgesetzes 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Das Bundespersonalvertretungsgesetz (BPersVG) von 1974 
hat das Institut des „Vertrauensmanns der Ortskräfte" an 
den Auslandsvertretungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land, § 91 Abs. 2 BPersVG, geschaffen, Die schwache 
Rechtsstellung des Vertrauensmannes und die mit diesem 
Institut verbundene Ausschaltung der deutschen Ortskräfte 
vom aktiven und passiven Wahlrecht zu den Personalräten 
im Auswärtigen Dienst führen bei den deutschen Ortskräf- 
ten im Ausland zu dem weitverbreiteten Gefühl einer sach- 
hch nicht gerechtfertigten Schlechterstellung gegenüber 
den Entsandten. Daraus ergeben sich nachweishch erheb - 
hche Spannungen in der innerbehördlichen Zusammenar- 
beit. 

2. Nach der Einführung des Wahlrechts zum Deutschen Bun- 
destag für Deutsche im Ausland hält der Deutsche Bundes- 
tag die Zeit für gekommen, den deutschen Ortskräften auch 
die Teilnahme an den Personalratswahlen und Personalver- 
sammlungen zu ermöglichen, und damit die Schlechterstel- 
lung gegenüber den Entsandten aufzuheben. 

11. Die Bundesregierung wird aufgefordert, eine Gesetzesnovelle 
vorzulegen, die nach den Erwähnungen der Ortskräfte in § 91 
Abs. 1 Nr. 1 und § 91 Abs. 2 BPersVG jeweils ergänzend 
„nichtdeutscher Staatsangehörigkeit" einfügt. Durch diese 
Änderung wird den deutschen Ortskräften das aktive und 
passive Wahlrecht bei den Personalratswahlen und das Teil- 
nahmerecht an den Personalversammlungen ermöghcht, 

Bonn, den 21. Januar 1988 

Schily 

Dr. Lippelt (Hannover) 

Ebermann, Frau Rust, Frau Schoppe und Fraktion 
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